
Wer seine Praxis oder seinen Betrieb veräußert und sich vom Er-
werber im Gegenzug wiederkehrende Bezüge (z.B. eine Leibrente) 
zahlen lässt, kann folgendes Wahlrecht ausüben:
Er kann den bei der Veräußerung entstandenen Gewinn sofort ver-
steuern. In diesem Fall sind der Freibetrag für Betriebsveräußerun-
gen und ein ermäßigter Steuersatz anwendbar. Als Veräußerungs-
gewinn ist dann der Unterschiedsbetrag zwischen dem Barwert 
der Rente (vermindert um etwaige Veräußerungskosten) und dem 
Buchwert des steuerlichen Kapitalkontos zum Zeitpunkt der Ver-
äußerung des Betriebs anzusetzen. Die in den Rentenzahlungen 
enthaltenen Ertragsanteile stellen dann zudem sonstige Einkünfte 
dar.
Alternativ kann der Veräußerer die Zuflussbesteuerung wählen 
und damit die anfallenden Steuerzahlungen zeitlich strecken. Er 
darf die Rentenzahlungen dann als nachträgliche Betriebseinnah-
men behandeln. In diesem Fall entsteht erst dann ein Gewinn, 
wenn der Kapitalanteil der wiederkehrenden Leistungen das steu-
erliche Kapitalkonto des Veräußerers zuzüglich etwaiger Veräuße-
rungskosten des Veräußerers übersteigt. Der in den wiederkehren-
den Leistungen enthaltene Zinsanteil stellt bereits zum Zeitpunkt 
des Zuflusses nachträgliche Betriebseinnahmen dar.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass das für Betriebsveräu-
ßerungen geltende Wahlrecht auch ausgeübt werden kann, wenn 
ein Unternehmer seinen Betrieb aufgibt und nur die betrieblichen 
Wirtschaftsgüter gegen wiederkehrende Bezüge veräußert.
Im Streitfall hatte eine Unternehmerin ihren Handwerksbetrieb 
2013 aufgegeben und die betrieblichen Wirtschaftsgüter gegen 
Zahlung einer lebenslangen monatlichen Rente von 3.000  € an 
eine GmbH veräußert. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass 
in diesem Fall zwingend die Sofortbesteuerung gilt. Es ermittelte 
daher einen Aufgabegewinn, der auch den Barwert der Leibrente 
umfasste.
Nach Ansicht des BFH muss im Fall einer Sofortbesteuerung und 
eines frühen Todes des Veräußerers mehr versteuert werden, als 
dem Veräußerer tatsächlich zugeflossen ist. Vor diesem Hinter-
grund ist das Wahlrecht zur zeitlich gestreckten Zuflussbesteue-
rung eröffnet. Auch bei einer Betriebsaufgabe mit gleichzeitigem 
Verkauf betrieblicher Wirtschaftsgüter liegt es im Interesse des 
Veräußerers, für die Veräußerung nicht mehr Einkommensteuer 
zahlen zu müssen, als er nach Maßgabe der tatsächlich zugeflosse-
nen Rentenzahlungen müsste. Auch ihm muss daher das Wahl-
recht eingeräumt werden.
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Eine Informationsschrift für  
unsere Mandanten, Freunde  
und Geschäftspartner

Verehrte Mandantschaft, 

ein Urteil des Bundesfinanzhofs eröffnet eine neue steuerliche Gestaltungsmöglichkeit im 
Zuge einer Praxisveräußerung.
Welche Alternative für Ihre Praxisveräußerung optimal ist, erläutern wir gerne in einem indi-
viduellen Beratungsgespräch.
Zudem beleuchten wir in unserer aktuellen Ausgabe, unter welchen Umständen beim Miet-
wohnungsneubau eine Sonderabschreibung von 5 % jährlich gewährt wird.
Und noch eins in eigener Sache: Am 11.05.2023 und 12.05.2023 bleiben unsere Büros wegen 
einer Fortbildungsveranstaltung geschlossen, sowie an den bevorstehenden Brückentagen 
am 19.05.2023 und 09.06.2023.

Ihr Wolfgang Schmitt

IN DIESER AUSGABE

Neues zum Wahlrecht zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung
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Sonderabschreibung von 5 %  
pro Jahr wieder eingeführt

Um den Neubau von Mietwohnungen zu 
fördern, hatte der Gesetzgeber bereits im 
Jahr 2019 eine Sonderabschreibung von 
bis zu 5 % pro Jahr eingeführt, die für die 
ersten vier Jahre ab Fertigstellung neben 
der regulären Abschreibung beansprucht 
werden konnte. Diese Förderung galt aber 
nur, wenn der Bauantrag in den Jahren 
2019 bis 2021 gestellt bzw. die Bauan-
zeige in diesem Zeitraum getätigt wurde. 
Mit Beginn des Jahres  2022 war für 
Neubauprojekte somit keine Sonderab-
schreibung mehr möglich.
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hat der 
Gesetzgeber die Sonderabschreibung in 
modifizierter Form wieder eingeführt und 
an die Einhaltung bestimmter Gebäudeef-
fizienzvorgaben gekoppelt. Die neuen 
Förderregelungen gelten für Baumaß-
nahmen, bei denen der Bauantrag in den 
Jahren  2023 bis 2026 gestellt oder eine 
Bauanzeige in diesem Zeitraum getätigt 
wurde. Wie bei der Vorgängerregelung 
darf in den ersten vier Jahren neben der 
regulären Abschreibung eine Sonderab-
schreibung von 5  % pro Jahr abgezogen 
werden. Die neu errichtete Wohnung 
muss dafür in einem Gebäude liegen, das 
die Kriterien für ein „Effizienzhaus 40“ mit 
Nachhaltigkeitsklasse/Effizienzgebäude-
stufe  40 erfüllt. Nachgewiesen werden 
muss dies durch das „Qualitätssiegel 
Nachhaltiges Gebäude“ (QNG).
Die Anschaffungs- und Herstellungskos- 
ten dürfen zudem 4.800 € pro qm Wohn-
fläche nicht übersteigen. In der früheren 
Regelung lag diese Baukostenobergrenze 
noch bei 3.000  €. Als Bemessungsgrund-
lage für die Sonderabschreibung dürfen 
maximal 2.500  € pro qm Wohnfläche 
angesetzt werden (damals 2.000 €).
Hinweis: Die Baukostenobergrenze 
(4.800  €) ist nicht mit der Förderhöchst-
grenze (2.500  €) zu verwechseln, denn 
Erstere entscheidet über das „Ob“ der 
Förderung, während Letztere nur die Höhe 
der Abschreibung deckelt.

Steuertipp - Bitte überprüfen Sie 
jetzt Ihre Freistellungsaufträge!

Inländische Banken und Kreditinstitute 
sind verpflichtet, 25  % Abgeltungsteuer 
auf private Kapitalerträge einzubehalten 
und an die Finanzbehörden abzuführen. 
Anlegern steht allerdings ein jährlicher 
Sparerpauschbetrag zu, bis zu dessen 
Höhe vom Steuereinbehalt abgesehen 
wird. Der Pauschbetrag wurde zum 
01.01.2023 von 801  € auf 1.000  € pro 
Person erhöht. Zusammenveranlagten 
Personen steht der doppelte Betrag zu, ab 
2023 also 2.000 €.
Sparer können den Sparerpauschbetrag 
über Freistellungsaufträge auf ihre Banken 
verteilen. Die jeweilige Bank stellt die

Zinsen dann bis zum beantragten Betrag, 
maximal bis zur Höhe des Sparerpausch-
betrags, von der Abgeltungsteuer frei. Der 
Sparerpauschbetrag gilt nicht pro Bank, 
sondern für alle vom Kapitalanleger 
erzielten Kapitalerträge eines Jahres.
Um die Erhöhung zum 01.01.2023 tech-
nisch möglichst einfach umzusetzen, 
haben Banken die bestehenden Freistel-
lungsaufträge einfach prozentual erhöht. 
Somit müssen Bankkunden nicht zwin-
gend tätig werden, wenn sie bereits Frei-
stellungsaufträge erteilt haben. Bereits 
erteilte Freistellungsaufträge sollten aber 
von Zeit zu Zeit auf ihre Höhe hin über-
prüft und geändert werden, sofern sich die 
erzielten Erträge bei den jeweiligen 
Banken „verschoben“ haben. Sind die Frei-
stellungsaufträge nicht passgenau auf die 
Banken verteilt, kommt es mitunter zu 
einem unnötigen Abgeltungsteuereinbe-
halt, so dass der Anleger sich später die zu 
viel gezahlte Steuer über die Einkommen-
steuererklärung zurückholen muss. Dieser 
Aufwand kann vermieden werden, wenn 
die Freistellungsaufträge von vornherein 
passgenau auf die Zinszuflüsse bei den 
einzelnen Banken zugeschnitten wurden.
Wer häufiger die Bank wechselt, um sich 
den höchsten Zinssatz zu sichern oder von 
Neukundenangeboten zu profitieren, 
sollte ebenfalls aktiv werden: Der freige-
stellte Betrag bei der bisherigen Bank 
sollte auf die tatsächlichen Einnahmen 
herabsetzt und der neuen Bank ein Frei-
stellungsauftrag über den noch nicht 
ausgenutzten Sparerpauschbetrag erteilt 
werden.
Hinweis: Die Freistellungsaufträge lassen 
sich in der Regel online bei den Banken 
anpassen. Sparer sollten wissen, dass die 
Summe aller erteilten Freistellungsauf-
träge eines Jahres nicht höher sein darf als 
der einem Sparer insgesamt zustehende 
Pauschbetrag. Wer seine Freistellungsauf-
träge nicht korrekt verteilt hat, muss mit 
kritischen Rückfragen des Finanzamts 
rechnen, denn seit dem Jahr 2000 melden 
die Banken die Höhe der freigestellten 
Erträge jährlich an die Finanzverwaltung.

   �Umsatzsteuerpflicht - Wenn ein 
Chefarzt auf das Recht zur 
Privatliquidation verzichtet

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, wie 
ein Verzicht auf das Recht zur Privatliqui-
dation gegen monatliche Ausgleichszah-
lungen steuerlich zu behandeln ist. Seiner 
Ansicht nach liegt bei einer Verzichtserklä-
rung, die ein Chefarzt gegenüber einem 
Klinikträger ausspricht, eine steuerbare 
und -pflichtige Leistung vor.
Im Streitfall war ein Medizinprofessor an 
einer Universität als Direktor und Chefarzt 
einer Klinik tätig. Aufgrund einer beam-
tenrechtlichen Nebentätigkeitserlaubnis 
durfte er Patienten privat behandeln und 
diese Leistungen liquidieren. Dieses Recht

stand ihm bis zum Ausscheiden aus dem 
Dienst zu. Er traf mit der Universität und 
dem Klinikträger eine Vereinbarung, nach 
der er zukünftig ausschließlich in einer 
universitären Forschungseinrichtung wis- 
senschaftlich tätig werde. Gleichzeitig 
verzichtete er auf die Klinikleitung und das 
damit verbundene Liquidationsrecht 
zugunsten des Klinikträgers. Für den 
Verzicht auf die Privatliquidation erhielt er 
vom Klinikträger einen finanziellen 
Ausgleich, der ihm bis zum Ruhestand 
monatlich zu zahlen war.
Er behandelte die Zahlungen als nicht-
steuerbare Entschädigungen für den 
Wegfall seiner Einkünfte aus der freiberuf-
lichen Tätigkeit. Das Finanzamt beurteilte 
die Zahlungen jedoch als umsatzsteuer-
bare und -pflichtige Leistungen. Das 
Finanzgericht hielt die dagegen gerichtete 
Klage für begründet. Der Verzicht auf das 
Recht zur Privatliquidation sei als Abfin-
dung im Rahmen seiner beamtenrechtli-
chen Stellung zu qualifizieren. Zudem 
hänge die Verzichtsleistung mit steuer-
freien Heilbehandlungsleistungen zusam-
men. Dagegen legte das Finanzamt 
Revision ein und war erfolgreich. Entgegen 
der Auffassung des FG erbrachte der Chef-
arzt eine sonstige Leistung durch Unter-
lassen, indem er auf das Liquidationsrecht 
verzichtete, so der BFH. Dieser Verzicht 
erfolgte als Unternehmer und war nicht in 
erster Linie beamtenrechtlich veranlasst. 
Zwischen der Verzichtsleistung und den 
Ausgleichszahlungen besteht der für die 
Steuerbarkeit erforderliche unmittelbare 
Zusammenhang. Zudem ist die Leistung 
steuerpflichtig.
Hinweis: In einem Dreipersonenverhältnis 
(hier Klinikträger, Chefarzt, Patient) 
erbringt der Chefarzt zwar umsatzsteuer-
freie Heilbehandlungsleistungen gegen-
über seinen Patienten. Der Verzicht auf 
das Liquidationsrecht erfolgt aber gegen-
über dem Klinikträger, der dafür die Abfin-
dung zahlt. Das Verhältnis zum Patienten 
ist nur mittelbar betroffen.

   �40-%-Quote - Neues zur  
Umsatzsteuerbefreiung  
von Privatkliniken

Seit dem 01.01.2009 können viele Privat-
kliniken keine Umsatzsteuerbefreiung 
mehr in Anspruch nehmen. Die Umsatz-
steuerbefreiung für Krankenhäuser, die 
nicht von einem öffentlich-rechtlichen 
Träger betrieben wurden, ist seitdem an 
den Bedarfsvorbehalt des Sozialgesetz-
buchs geknüpft. Der Bundesfinanzhof hat 
sich mit dieser Thematik beschäftigt und 
Hinweise zur Prüfung der Steuerbefreiung 
gegeben - insbesondere zur 40-%-Quote. 
Für Veranlagungszeiträume ab 2009 sah 
das Bundesfinanzministerium diese Quote 
als Voraussetzung für eine Steuerbe-
freiung an; der Gesetzgeber übernahm sie 
in das Umsatzsteuergesetz.
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Das Urteil ist auch für jüngere Veranla-
gungszeiträume interessant: Im Streitjahr 
2006 musste eine Privatklinik nach der 
früheren Rechtsprechung eine Vorauskal-
kulation der Selbstkosten vornehmen. Da 
die Klinik diese Kalkulation nicht durch-
führte, wies das Finanzgericht die Klage 
der Privatklinik auf Beurteilung ihrer Kran-
kenhausleistungen als umsatzsteuerfrei 
ab. Der BFH hat dagegen entschieden, 
dass eine Vorauskalkulation auch in den 
Zeiträumen vor 2009 nicht in jedem Fall 
benötigt wurde. Sofern die Klinik Leis-
tungen erbrachte, die Krankenhäuser mit 
Kassenzulassung nach dem DRG-Vergü-
tungssystem abrechneten, war eine 
Vorauskalkulation entbehrlich. Diese war 
nur erforderlich, wenn die Klinik psychiat-
rische Leistungen durchführte.
Zudem setzte die Steuerbefreiung voraus, 
dass 40  % der Belegungstage auf Pati-
enten entfielen, für die die Privatklinik 
keine höheren Entgelte als ein Kranken-
haus mit Kassenzulassung abrechnete 
(40-%-Quote). Bei Prüfung dieser Quote 
spielt die Finanzierung der Investitions-
kosten eine Rolle: Finanzämter versagen 
die Steuerbefreiung oft mit der Begrün-
dung, die 40-%-Quote sei nicht einge-
halten worden. Ein Krankenhaus mit 
Kassenzulassung, das nach dem Kranken-
hausentgeltgesetz abrechnet, erhält 
neben den Krankenhausentgelten die 
Investitionskosten gesondert vergütet. 
Dagegen müssen Privatkliniken die Inves-
titionskosten aus den Erlösen für Kranken-
hausbehandlungen decken. Somit ent- 
stehen unterschiedliche Entgelthöhen, die 
nicht zur Versagung der Steuerbefreiung 
führen sollten.
Hinweis: Mit dem Urteil unterstützt der 
BFH die Privatkliniken weiter und liefert 
auch für Zeiträume außerhalb des Streit-
jahres Argumente, sich gegen die Versa-
gung der Steuerbefreiung zu wehren.

Wann Ausfallpauschalen für 
entfallene Arzttermine zulässig 
sind

Der Bundesgerichtshof hat über die Zuläs-
sigkeit von Ausfallpauschalen für kurz-
fristig abgesagte Termine zur Behandlung 
minderjähriger Kinder entschieden.
Im Urteilsfall sollte eine Mutter eine 
Ausfallpauschale für zwei Termine ihrer 
Kinder bei einer Ergotherapie in Höhe von 
50 € zahlen. Aufgrund von Erkältungssym-
ptomen und in Anbetracht einer mögli-
chen Corona-Infektion eines ihrer Kinder 
hatte sie am Morgen vor den Terminen - 
also weniger als 24 Stunden zuvor - die 
Termine abgesagt. Zu Beginn der Behand-
lung hatte sie jedoch ein Formular unter-
zeichnet, in dem stand, dass sie eine 
Ausfallpauschale zu entrichten habe, 
wenn sie weniger als 24 Stunden vorher 
absage. Sie weigerte sich, diese Pauschale 
zu leisten, und bezog sich auf die seiner-
zeit geltende Corona-Schutzverordnung

des Landes Nordrhein-Westfalen. Diese 
verböte alle körpernahen Dienstleis-
tungen, bei denen ein Mindestabstand 
von 1,5 m nicht eingehalten werden 
könne; therapeutische Maßnahmen dürf-
ten nur durchgeführt werden, sofern ein 
ärztliches Attest deren Notwendigkeit 
bestätige. Ein solches Attest lag für die 
Kinder der Beklagten aber nicht vor.
Der BGH hat der Beklagten recht gegeben 
und die Klage abgewiesen. Ein Zahlungs-
anspruch der Ergotherapeutin in Verbin-
dung mit der vereinbarten Ausfall- 
pauschale bestehe nicht. Ein Anspruch 
setze voraus, dass die Beklagte mit der 
Annahme der ihr angebotenen Leistung in 
Verzug geraten wäre. Ein solcher Verzug 
könne erst dann eintreten, wenn der Ergo-
therapeutin die Leistungserbringung 
überhaupt möglich sei. Aufgrund der 
damals geltenden Corona-Schutzverord-
nung sei das jedoch nicht der Fall gewesen.
Hinweis: Im konkreten Fall bestand zwar 
kein Anspruch auf die Ausfallpauschale - 
der BGH deutete jedoch an, dass eine 
solche Pauschale durchaus zulässig sei. 
Voraussetzung hierfür sei, dass für den 
Patienten ersichtlich werde, dass der 
Termin eine bindende Vereinbarung bein-
halte, die nicht nur internen Organisati-
onszwecken diene, sondern dem In- 
teressenausgleich beider Parteien.

   �Fehlende Belege - Finanzamt 
darf Betriebsausgaben  
pauschal kürzen

Auch wer seinen Gewinn per Einnahmen-
überschussrechnung ermittelt, muss seine 
Einnahmen einzeln aufzeichnen, so dass 
das Finanzamt sie auf Richtigkeit und Voll-
ständigkeit überprüfen kann. Hierfür 
genügt es, die Belege zu sammeln bzw. 
geordnet abzulegen. Die Ausgaben sind 
ebenfalls einzeln aufzuzeichnen und der 
Höhe nach durch Belege nachzuweisen.
Betriebsausgaben dürfen pauschal im 
Wege der Schätzung durch einen Unsi-
cherheitsabschlag gekürzt werden, wenn 
im Rahmen der Einnahmenüberschuss-
rechnung keine Belege vorgelegt werden 
können. Eine förmliche Aufzeichnung der 
Betriebseinnahmen und -ausgaben ist 
zwar bei Einnahmenüberschussrechnern 
nicht erforderlich. Laut Bundesfinanzhof 
folgt daraus aber nicht, dass das 
Finanzamt erklärte Gewinne oder Verluste 
stets ungeprüft hinnehmen muss. Auch 
bei Einnahmenüberschussrechnern ist das 
Finanzamt zur Schätzung befugt, wenn es 
die Besteuerungsgrundlagen nicht ermit-
teln kann. Betriebsausgaben können nur 
insoweit berücksichtigt werden, als sie auf 
Verlangen durch Vorlage von Belegen 
nachgewiesen werden können. Die Aufbe-
wahrung der Belege ist im Regelfall not-
wendige Voraussetzung für die Schluss- 
folgerung, dass die geltend gemachten 
Betriebsausgaben durch die Praxis veran-
lasst waren.

   �Kapitalerträge - Nicht alle Zins-
einnahmen sind steuerpflichtig

Von einem nahen Angehörigen erhaltene 
Zinsen sind nicht steuerpflichtig, wenn 
der zugrundeliegende Darlehensvertrag 
steuerlich nicht anzuerkennen ist. So lässt 
sich ein Urteil des Finanzgerichts Münster 
zusammenfassen.
Im Streitfall hatte der Kläger seinem Sohn 
ein Darlehen in Höhe von 100.000  € zur 
Verfügung gestellt. Der Sohn brauchte das 
Geld zur Einlage in seine GmbH, die sich in 
Liquiditätsschwierigkeiten befand. Der 
Kläger selbst nahm ein Darlehen in glei-
cher Höhe bei einer Bank auf und gab die 
mit ihr vereinbarten Konditionen (Lauf-
zeit, Zinssatz 2,5 %) unverändert an seinen 
Sohn weiter. Die Zins- und Tilgungszah-
lungen wurden direkt durch die GmbH an 
die Bank geleistet. Das Finanzamt unter-
warf die jährlichen Zinseinkünfte von 
2,5  % beim Kläger der Abgeltungsteuer. 
Hiergegen wehrte sich der Kläger.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Der 
zwischen dem Kläger und seinem Sohn 
geschlossene Darlehensvertrag sei über-
wiegend privat motiviert und halte einem 
Fremdvergleich nicht stand. Vorausset-
zung für die steuerliche Anerkennung sei, 
dass Vertragsinhalt und Durchführung 
dem zwischen Fremden Üblichen entsprä-
chen. Der Rückzahlungsanspruch des Va- 
ters aus dem Darlehen sei ohne geson-
derte Sicherheit gefährdet gewesen. Die 
Werthaltigkeit des Rückzahlungsan-
spruchs habe von der wirtschaftlichen 
Entwicklung der GmbH abgehangen. Der 
Sohn selbst hätte kein Darlehen von einer 
Bank erhalten. Dass die Bank keine geson-
derten Sicherheiten vom Kläger gefordert 
habe, sei irrelevant. Die Situation des Va- 
ters sei nicht mit der des Sohns ver- 
gleichbar gewesen, da auf Seiten des 
Sohns ein erhöhtes Ausfallrisiko be- 
standen habe.
Des Weiteren fehle auf Seiten des Klägers 
eine Einkünfteerzielungsabsicht. Eine sol- 
che werde zwar bei Kapitalerträgen grund-
sätzlich vermutet, könne aber - wie im 
Streitfall - widerlegt werden. Ein positiver 
Ertrag sei hier aufgrund der weitergege-
benen gleichen Zinshöhe und Konditionen 
nicht möglich.
Hinweis: Wir beraten Sie gerne zu Darle-
hensverträgen innerhalb der Familie.

   �Mehrarbeit - Voraussetzungen 
für Cannabis auf Kassenrezept 
konkretisiert

Das Bundessozialgericht hat in vier Parallel-
verfahren entschieden, dass die gesetzli-
chen Krankenkassen nur in speziellen 
Fällen die Kosten für medizinische Canna-
bisprodukte zu übernehmen haben. Drei 
Revisionen wurden zurückgewiesen. Das 
BSG hat jedoch für viele Patienten mehrere 
Grundsatzfragen über die Rezeptvergabe 
von Cannabis als Medizin geklärt.
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Seit 2017 kann unter bestimmten Voraus-
setzungen medizinisches Cannabis an Pati-
enten mit schwerwiegenden Krankheiten 
zur Schmerz- und Krampflinderung zu 
Lasten der gesetzlichen Krankenkassen 
verordnet werden. Ein Anspruch auf Versor-
gung mit Cannabis besteht, wenn nach 
begründeter ärztlicher Einschätzung an- 
dere Medikamente aufgrund ihrer Neben-
wirkungen im konkreten Einzelfall nicht zur 
Anwendung kommen können. Dennoch 
wurden viele Anträge abgelehnt, weil die 
Erkrankung nicht als schwerwiegend einge-
schätzt oder die Begründung des Arztes als 
unzureichend eingestuft wurde.
Das BSG hat präzisiert, wann eine schwere 
Erkrankung als Voraussetzung einer Canna-
bistherapie vorliegt. Es hat dabei auf die 
konkreten Auswirkungen der mit Cannabis 
zu behandelnden Krankheiten und Symp-
tome abgestellt. Danach darf Cannabis 
auch verordnet werden, wenn noch Stan-
dardtherapien verfügbar sind. Vorausset-
zung ist, dass der behandelnde Arzt den 
Krankheitszustand umfassend dokumen-
tiert, Therapiealternativen analysiert und 
die Erfolgschancen und Risiken der Thera-
pien sorgfältig abwägt. Diese ärztliche 
Einschätzung darf die Krankenkasse nur 
daraufhin überprüfen, ob die Grundlagen 
der Entscheidung vollständig und nachvoll-
ziehbar sind und das Abwägungsergebnis 
nicht völlig unplausibel ist. Der Arzt hat 
zudem sorgfältig zu prüfen, ob eine Sucht-
mittelabhängigkeit der Verordnung von 
Cannabis entgegensteht.
Sind mehrere Cannabisprodukte gleicher-
maßen geeignet, haben Versicherte nur 
Anspruch auf Versorgung mit dem kosten-
günstigsten Präparat. Dem Arzt steht bei 
der Auswahl der Darreichungsform und der 
Menge kein Einschätzungsspielraum zu.
Hinweis: Ziel des Gesetzgebers war es, 
einen erleichterten Zugang zu medizini-
schem Cannabis zu ermöglichen und die 
ärztliche Therapiefreiheit zu stärken. Dies 
ist nur zum Teil gelungen. Aufgrund der 
strengen Vorgaben an die ärztliche Begrün-
dungspflicht wird dem Arzt erhebliche 
Mehrarbeit abverlangt, die zudem nicht 
entsprechend vergütet wird.

Praxisrelevante Informationen  
zur Inflationsausgleichsprämie - 
FAQ

Arbeitgeber können die Inflationsausgleich-
sprämie (IAP) bis zu einem Betrag von 
3.000 € in der Zeit vom 26.10.2022 bis zum 
31.12.2024 steuer- und sozialversiche-
rungsfrei an ihre Arbeitnehmer auszahlen. 
Dabei ist Folgendes zu beachten:
 �Die Steuerbefreiung der IAP gilt für alle Ar- 
beitnehmer im steuerlichen Sinne und 
damit auch für pauschalbesteuerte Aus-
hilfen sowie anzuerkennende Arbeitsver-
hältnisse mit Angehörigen. Der Beginn 
und die Dauer des Arbeitsverhältnisses 
sind für die Steuerbefreiung nicht von Be- 
deutung. Die Auszahlung muss jedoch im 
oben genannten Begünstigungszeitraum 
erfolgen.
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 �Die Steuerbefreiung gilt bis zur Höhe von 
insgesamt 3.000 € auch für mehrere (Teil-)
Leistungen, die der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer gewährt. Auch eine Auszah-
lung in monatlichen Teilbeträgen ist mög-
lich. Die Teilleistungen müssen nicht auf 
einer einheitlichen Entscheidung über die 
Gewährung beruhen. Sie können jeweils 
eigenständig beschlossen oder vereinbart 
werden.
 �Die Steuerbefreiung kann bis zu 3.000 € je 
Dienstverhältnis - also auch für aufeinan-
derfolgende oder nebeneinander beste-
hende Dienstverhältnisse - gesondert in 
Anspruch genommen werden. Dies gilt 
auch bei mehreren Dienstverhältnissen 
mit unterschiedlichen Arbeitgebern ver-
bundener Unternehmen. Der Arbeitgeber 
braucht somit nicht zu prüfen, ob der Ar- 
beitnehmer eine Prämie bereits aus einem 
anderen Dienstverhältnis erhalten hat.
 �Knüpft der Arbeitgeber die Zahlung der 
IAP an Bedingungen (z.B. den Fortbestand 
des Dienstverhältnisses mit der Möglich-
keit der Rückforderung bei vorzeitiger 
Kündigung), sind Bedingungen dieser Art 
für die Steuerfreiheit unschädlich, und 
zwar unabhängig davon, ob sie arbeits-
rechtlich zulässig sind.
 �Leistungen des Arbeitgebers, die auf einer 
vertraglichen Vereinbarung mit dem 
Arbeitnehmer oder auf einer anderen 
rechtlichen Verpflichtung beruhen, kön- 
nen nicht nachträglich in eine steuerfreie 
IAP umgewandelt oder umgewidmet 
werden.
 �Die Steuerbefreiung des Corona-Pflege-
bonus von bis zu 4.500 € gilt für Zahlungen 
des Arbeitgebers bis zum 31.12.2022 (für 
Leistungen nach § 150c Sozialgesetzbuch 
XI bis zum 31.05.2023). Die Steuerbe-
freiung der IAP gilt für Zahlungen ab dem 
26.10.2022, so dass es bis zum Jahresende 
2022 zu einer zeitlichen Überschneidung 
kommen konnte. Unter den weiteren 
Voraussetzungen der beiden Vorschriften 
können beide Steuerbefreiungen in die- 
sem Zeitraum nebeneinander in Anspruch 
genommen werden.
 �Die steuerfreie IAP unterliegt nicht dem 
Progressionsvorbehalt, erhöht also regel-
mäßig nicht den persönlichen Einkom-
mensteuersatz. Sie ist weder vom Ar- 
beitgeber in der Lohnsteuerbescheinigung 
auszuweisen noch vom Arbeitnehmer in 
seiner Einkommensteuererklärung anzu-
geben. Sie ist jedoch im Lohnkonto aufzu-
zeichnen, so dass sie bei einer Lohn- 
steuer-Außenprüfung als solche erkenn-
bar ist und die zutreffende Anwendung 
der Steuerbefreiung bei Bedarf geprüft 
werden kann. Der Zusammenhang der 
Leistungsgewährung mit der Inflation 
kann sich aus einzel- oder tarifvertragli-
chen Vereinbarungen zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer, aus ähnlichen 
Vereinbarungen, aus Erklärungen des 
Arbeitgebers oder aus einer gesetzlichen 
Regelung (z.B. Besoldungsgesetz) ergeben.

Haftungsausschluss: Der Inhalt unserer VHP News 
ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt 
worden. Die Komplexität und der ständige Wandel 
der Rechtsmaterie erfordern es, Haftung und Ge-
währ auszuschließen. Das Rundschreiben ersetzt in 
keinem Fall die individuelle Beratung.
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